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Wohnung ein privater Stellplatz gehört, entsteht eine immer größer werdende Nachfrage auf 
vorhandene Stellplätze im öffentlichen Verkehrsraum – in ganz München.

Derzeit sind wir dazu angehalten die Umsetzung der Planungen für das Lizenzgebiete „Apo-
stelblöcke“ abzuwarten und die Auswirkungen der dort einzuführenden Parkraumbewirtschaf-
tung in den umliegenden Gebieten zu beobachten. Diesbezüglich befinden wir uns weiterhin in
engem Austausch mit Ihrem Bezirksausschuss 09. Ihre Anregung, ein Parklizenzgebiet am 
Hirschgarten einzuführen nehmen wir sehr gerne in unsere weitere Arbeit mit auf. 

Um Informationen bezüglich des Parkraumangebotes und der Nachfrage im ruhenden Verkehr
in dem in Ihrem Antrag genannten Gebiet zu gewinnen, wurden im Jahr 2021 Erhebungen im 
Untersuchungsgebiet Wotanstraße durchgeführt. Die Ergebnisse werden mit dem Unteraus-
schuss Verkehr des Bezirksausschusses BA09 zum nächst möglichen Zeitpunkt besprochen. 
Weiterhin wird das Gebiet rund um den Hirschgarten großräumig betrachtet um eine adäquate
Lösung für das Parkraummanagement zu etablieren, sollten die rechtlichen Grundlagen erfüllt 
sein.

Vielen Dank für Ihre beigefügten Anlage zu Berechnungen einer Anhebung der Parkgebühren 
im Parkraummanagement. Dazu Folgendes: 

Gemäß § 10 der Zuständigkeitsverordnung (ZustV) können die örtlichen Straßenverkehrsbe-
hörden eine sogenannte Gebührenordnung für das Parken nach § 6a Abs. 6 und 7 StVG er-
lassen. Die Parkgebühren dürfen dabei höchstens 0,50 €, in Gebieten mit besonderem Park-
druck höchstens 1,30 € je angefangener halber Stunde betragen. 
Der Bundesgesetzgeber hat mit der Änderung des Straßenverkehrsgesetzes (StVG) im Som-
mer 2020 bereits ein richtiges Signal zur Anpassung der rechtlichen Rahmenbedingungen ge-
sendet. Die Gesetzesänderung ermächtigt die Landesregierungen dazu, Gebührenordnungen 
für das Ausstellen von Bewohnerparkausweisen zu erlassen. Dabei können die Bedeutung der
Parkmöglichkeiten sowie deren wirtschaftlicher Wert oder der sonstige Nutzen der Parkmög-
lichkeiten für die Bewohner*innen angemessen berücksichtigt werden. Auch besteht für die 
Länder die Möglichkeit, die Ermächtigung per Rechtsverordnung weiter zu übertragen. Hier-
durch wird die Möglichkeit gegeben, den seit dem Jahr 1993 unveränderten Gebührenrahmen 
für Bewohnerparkausweise bedarfsgerecht und zeitgemäß anzupassen.
Damit die Landeshauptstadt München und die weiteren Kommunen im Freistaat Bayern nun 
von den vom Bundesgesetzgeber eröffneten Möglichkeiten profitieren können, muss seitens 
des Freistaats eine entsprechende Gebührenordnung erlassen oder die Ermächtigung an die 
Kommunen delegiert werden. Aufgrund dieser Entwicklungen setzt sich die Landeshauptstadt 
beim Freistaat für die Aufhebung des Gebührenrahmens für Parkgebühren und Bewohner-
parkausweise ein. Zuletzt erging ein Schreiben des Oberbürgermeisters in Abstimmung mit 
dem Mobilitätsreferat Ende 2021 mit dem Hinweis der dringenden Notwendigkeit einer Anpas-
sung der bestehenden Regelung an die zuständigen Staatsministerien. Die LH München befin-
det sich derzeit in intensivem Austausch.

Wir hoffen wir konnten Ihren Antrag zufriedenstellend beantworten und bitten von weiteren 
Anfragen abzusehen.

Wir bedanken uns für Ihr Engagement und Ihre Anregungen. 
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Ihr Antrag Nr. 20-26 / B 02932 vom 20.07.2021 ist damit satzungsgemäß behandelt. 

Mit freundlichen Grüßen

gez.
MOR-GB1.23 




